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Sitzungsvorlage  
 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Beschlussfassung Rat der Stadt Eschweiler öffentlich 12.12.2024 

 
 
Einführung eines Beschlussregisters zur Transparenz und besseren 
Nachverfolgung von Ratsentscheidungen; hier: Antrag der AfD-
Stadtratsfraktion vom 26.11.2024 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Rat der Stadt Eschweiler beschließt: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Beschlussregister für den Stadtrat und seiner Ausschüsse 
einzurichten, das sämtliche Beschlüsse des Rates und seiner Ausschüsse deren 
Umsetzungsstatus dokumentiert. 
 
2. Dieses Register soll regelmäßig aktualisiert und den Ratsmitgliedern sowie der Öffentlichkeit 
(unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Vorgaben) zugänglich gemacht werden. 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, dem Rat innerhalb von drei Monaten nach Beschlussfassung 
ein Konzept zur Umsetzung vorzulegen. 
 
 
 
 
 

A 14-Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Schütte 
 

Datum: 06.12.2024  

 

gez. Leonhardt     
 

1  2  3  4  

 zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt 

 zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen 

 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 

Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis 

 einstimmig  einstimmig   einstimmig  einstimmig 

 ja 

 

 ja  ja 

 

 

 ja 

 nein 

 

 nein  nein 

 

 

 nein 

 Enthaltung 

 

 

 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 

 
 



  Seite 2 von 2 
 

Sachverhalt: 
Mit E-Mail vom 26.11.2024 beantragt die AfD-Fraktion die Einführung eines Beschlussregisters 
(siehe Anlage). 
 
Der Rat der Stadt Eschweiler verfügt bereits über eine Beschlusskontrolle in den jeweiligen 
Fachausschüssen, analog der genannten Beispiele (Städte Köln, München und Leipzig). 
  
Da die weitere Auflistung getroffener Beschlüsse in Gänze mit einem erheblichen 
Verwaltungsaufwand verbunden wäre, empfiehlt die Verwaltung in Hinblick auf die Effizienz, den 
Antrag abzulehnen.  
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Personalaufwand   
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Die Einführung eines weiteren Beschlussregisters wäre mit einem Personalmehraufwand 
verbunden.   
 
 
 
Anlagen: 
Antrag der AfD-Fraktion vom 26.11.2024 
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